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Unternehmen
besteuern!
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Auch Konzerne müssen
Steuern zahlen!

Unternehmen, die gesund
sind und in Deutschland gutes
Geld verdienen, müssen selbstver-
ständlich Steuern zahlen. Sollte
man meinen. Ist aber nicht so.
Denn etliche große Konzerne 
hatten zwar Geld genug, um
andere Unternehmen aufzukau-
fen. Auch die Aktionäre wurden
gut bedient. Aber sie haben seit
Jahren keine oder kaum Steuern
in Deutschland bezahlt.

!Daimler-Chrysler,
Telekom, BMW und
andere Konzerne
wälzen Kosten aus
der Übernahme 
ausländischer
Unternehmen auf
den deutschen
Steuerzahler ab.

Aktiengesellschaften und
GmbHs zahlen seit 2001 jährlich
über 20 Milliarden Euro weniger
Steuern als zuvor. Und das

obwohl die Gewinne weiter ge-
stiegen sind, von 285 Milliarden
Euro im Jahr 2000 auf 
314 Milliarden Euro 2002.

Beschäftigte zahlen
höhere Steuern als
Unternehmen

Mittlerweile ist die Steuerbe-
lastung der Beschäftigten höher
als die der Unternehmen. Von
100 Euro Gewinn der Aktienge-
sellschaften und GmbHs flossen
2002 neun Euro an den Staat.
19 Euro von 100 Euro Bruttover-
dienst mussten die Beschäftigten
Lohnsteuer zahlen. Dazu kommen
noch die Mehrwertsteuer und
andere indirekte Steuern, die fast
nur die privaten Haushalte treffen.

Unternehmenssteuern
in Deutschland
besonders niedrig

Glaubt man den Wirtschafts-
lobbyisten, sind die Unternehmens-
steuern in Deutschland höher als



Steuern auf Gewinne und Kapitaleinkommen 
Anteile an der Wirtschaftsleistung (Bruttoinlandsprodukt) – 2001

Die tatsächlich gezahlten Gewinnsteuern sind in Deutschland niedriger als in 
allen anderen großen Industrieländern. Das gilt besonders für die Aktiengesell-
schaften und GmbHs, die zwei Drittel des Umsatzes der Unternehmen machen.
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in den meisten anderen Ländern.
Doch das ist bloße Theorie. Denn
bei den tatsächlich gezahlten
Steuern ist Deutschland das
Schlusslicht unter den großen
Industrieländern.

Der Grund: in Deutschland
haben es die Unternehmen
besonders leicht, ihren steuer-
pflichtigen Gewinn klein zu rech-
nen. So können sie von ihren
Gewinnen Verluste abziehen, die
sie in früheren Jahren gemacht

haben. In den USA, Japan,
Kanada, Frankreich oder Italien
geht das nur zeitlich begrenzt.
Vielfach wurden Pleiteunterneh-
men nur deshalb aufgekauft, um
so Steuern zu sparen.

Vor allem international aktive
Unternehmen haben viele
Möglichkeiten ihre Steuern zu
drücken. Ein Unternehmen grün-
det zum Beispiel eine Firma in
einem Steuerparadies und über-
trägt ihr sein Geld. Dann leiht es



sich das Geld zurück und zahlt
dafür Zinsen. So werden aus
steuerpflichtigen Gewinnen 
Zinskosten, die den Gewinn
schmälern. Der Gewinn fällt dann
im Ausland an, wo nur minimale
Steuern gezahlt werden.
Heerscharen von Steuerberatern
beschäftigen sich mit nichts
anderem als solchen Konstruk-
tionen.

Wenn ein Unternehmen
Anteile an Aktiengesellschaften
oder GmbHs verkauft und dabei

Gewinn macht, muss es diesen
überhaupt nicht versteuern. Die
meisten Länder kennen diese
Steuerfreiheit nicht.

„Steuern sparen“?
Wir zahlen Monat für Monat

unsere Steuern. Unternehmen
versuchen regelmäßig, Steuern 
in Milliardenhöhe zu „sparen“ –
häufig illegal! Steuerprüfer de-
cken das Jahr für Jahr auf. 13 Mil-
liarden Euro sammelten die
11.000 Betriebsprüfer 2002 an 

Einnahmen nur durch Steuerprüfung 
Körperschaftsteuer in Milliarden Euro

Die Gewinnsteuer der Aktiengesellschaften und GmbHs ist massiv eingebrochen.
Ohne die fünf Milliarden Euro jährlich durch Steuerprüfung hätte es in den letzten
Jahren Steuererstattungen in Milliardenhöhe gegeben.

2000 2001

18,1 Mrd. € 

5,5 Mrd. €

23,6 Mrd. €

2002

ohne Steuerprüfung wäre bezahlt bzw. erstattet worden  

zusätzliche Einnahmen durch die Steuerprüfung  

Körperschaftsteuer im Ergebnis

5,0 Mrd. €

 -5,4 Mrd. €

 -0,4 Mrd. €

 4,9 Mrd. €

 -2,0 Mrd. €

 2,9 Mrd. €



Einbruch der Gewinnsteuern 
Steuereinnahmen in Milliarden Euro      

Unternehmer und Aktionäre sind in den letzten Jahren um gut 24 Milliarden
Euro entlastet worden. Mehr Arbeitsplätze gebracht hat das nicht – im Gegenteil.

2000 2001 2002 2003

Steuer auf 
Wertpapiererträge

Gewerbesteuer

Gewinnsteuer der
AGs und GmbHs

64,1 Mrd. € 

13,5 Mrd. € 

27,0 Mrd. € 

23,6 Mrd. € 

40,4 Mrd. € 

14,0 Mrd. € 

23,5 Mrd. € 

2,9 Mrd. € 

40,9 Mrd. € 

9,6 Mrd. € 

24,1 Mrd. € 

7,3 Mrd. € 

45,0 Mrd. € 

-0,4 Mrd. € 

20,9 Mrd. € 

24,5 Mrd. € 

!Mit Unternehmens-
steuern wie vor 
20 Jahren stünden
jedes Jahr 40 Mil-
liarden Euro mehr
für öffentliche
Leistungen und
Investitionen zur
Verfügung.

zusätzlichen Einnahmen ein. Wie
viel sie wohl nicht entdecken?
Denn: Unternehmen werden nur

selten geprüft. Große im Durch-
schnitt alle fünf Jahre, mittlere
sogar nur alle zwölf Jahre, kleine
oft überhaupt nicht.

Steigende Gewinne –
sinkende Steuern –
weniger Arbeitsplätze

Wirtschaftslobbyisten behaup-
ten: „Die Senkung der Unterneh-
menssteuern ist notwendig für
mehr Investitionen, Wachstum
und Arbeitsplätze.“ Wenn dies



Entscheidend für mehr Arbeits-
plätze sind mehr Kaufkraft durch
höhere Einkommen und mehr
Aufträge für öffentliche Investi-
tionen. Genau die wurden aber in
den letzten Jahren und Jahrzehn-
ten immer mehr zurückgefahren,
weil das Geld fehlte.

!Neue Arbeits-
plätze werden nur 
geschaffen, wenn
mehr Produkte ver-
kauft werden kön-
nen. Nicht wegen 
niedriger Steuern.

Auch für internationale Stand-
ort- und Investitionsentscheidun-
gen spielen die Steuern nur eine
untergeordnete Rolle. Besonders
für hochwertige Produktion, die
hohe Einkommen ermöglicht, sind
gute Infrastruktur und Logistik und
hohe Qualifikation der Beschäf-
tigten viel wichtiger. Sie werden
gefährdet, wenn der Staat wegen
zu geringer Unternehmenssteuern
zu wenig Geld für Schulen, Hoch-
schulen und Verkehrswege hat.

zuträfe, hätten wir in den letzten
Jahren einen gewaltigen Auf-
schwung erleben müssen.
Die Gewinnsteuer der Konzerne
wurde von 45 Prozent 1998 auf
25 Prozent seit 2001 gesenkt.

!Hochwertige
Arbeitsplätze erfor-
dern mehr Investi-
tionen in Infrastruk-
tur und Bildung. Da-
für braucht der Staat
Steuereinnahmen von
den Unternehmen.

Doch statt eines Aufschwungs
kam das Wirtschaftswachstum
zum Erliegen und die Arbeitslosig-
keit stieg an. Die Gewinnförderung
durch Steuersenkungen ist ohne
die versprochenen Wirkungen
verpufft.

Der Grund: Unternehmen
investieren in neue Arbeitsplätze,
wenn sie zusätzliche Produkte
verkaufen können. Weniger
Steuern erhöhen den Netto-
gewinn, aber deswegen wird
nicht zusätzlich investiert.



Alle Unternehmen, die in Deutschland Geld verdienen, müssen
ihren Beitrag zur Finanzierung der öffentlichen Infrastruktur
und Dienstleistungen leisten. Auch und besonders große und
internationale Konzerne. Die Einnahmen aus der Besteuerung
der Unternehmen müssen wieder erheblich höher werden.

ver.di fordert:

■ Alle Gewinne, auch aus dem Verkauf von
Anteilen, müssen versteuert werden. Der
Abzug von Verlusten anderer Betriebe im
Konzern und aus anderen Jahren muss ein-
geschränkt werden.

■ Die vielfältigen Möglichkeiten internationa-
ler Unternehmen, sich um die Steuern zu
drücken, müssen beschnitten werden.

■ Verstärkte Steuerprüfung. Als Anreiz müssen
die zusätzlichen Einnahmen voll bei den
Bundesländern bleiben, die auch die Prüfer
bezahlen.

Mehr Infos: www.wipo.verdi.de 
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